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Meldungen:

Baustopp für Ilisu-Staudamm
Mit einem unerwarteten Urteil
verhängte das Oberste Verwal-
tungsgericht der Türkei am ver-
gangenen Montag einen Bau-
stopp für den hoch umstrittenen
Ilisu-Staudamm im Südosten des
Landes. Das Gericht folgte damit
der Klage der türkischen Archi-
tekten- und Ingenieurskammer
(TMMOB), dass bei dem Pro-
jekt die Umweltgesetzgebung
nicht eingehalten wurde.
Für das Projekt war keine
Umweltverträglichkeitsprüfung
nach türkischem Gesetz erfolgt.
Bereits 2011 hatte daher das
Oberste Gericht der Architekten-
und Ingenieurskammer Recht
gegeben, doch reagierte die türki-
sche Regierung darauf mit einem
Erlass, der das Ilisu-Projekt und
weitere Staudammarbeiten von
Umweltverträglichkeitsprüfun-
gen ausnahm. Auch bei anderen
Projekten, wie dem Yortanli-
Staudamm, der 2011 das antike
Bad Allianoi überflutete, igno-
rierte oder umging die Regierung
zahlreiche Gerichtsurteile. Nun
hat sie sieben Tage Zeit, gegen
den Baustopp für den Ilisu-
Damm Berufung einzulegen.
„Das Urteil bestätigt unseren
langjährigen Widerstand gegen
das Projekt, das den Menschen
aus 200 Dörfern die Lebens-
grundlage entziehen und die
10.000 Jahre alte Stadt Hasan-
keyf zerstören würde“, freut sich
Ercan Ayboga von der Initiative
zur Rettung von Hasankeyf.
„Dies ermutigt uns, noch mehr
für die Einhaltung unserer Rech-
te zu kämpfen.“ Die Initiative
umfasst über 80 Organisationen
aus dem betroffenen Gebiet, dar-
unter auch die Regionalverbände
von TMMOB.

(GS, 10.1., ISKU)

HPG: 34 Soldaten 
in Çelê getötet
Die Volksverteidigungskräfte der
HPG nahmen Stellung zu den
Aktionen ihrer Guerilla-Einhei-
ten auf ein Militärposten im
Landkreis Çelê in der Provinz
Colemêrg. Der schriftlichen
Erklärung der HPG zufolge wur-
den bei den Angriffen minde-
stens 34 türkische Soldaten getö-
tet. Bei der Aktion haben zwei
GuerillakämpferInnen und bei
den Bombardements sechs, ihr
Leben verloren.
Der Erklärung zufolge haben
Guerilla-Einheiten am 7.Januar
gegen 18.00 Uhr abends aus vier
Richtungen den Militärstütz-
punkt angegriffen. Die Aktion
habe ungefähr 30 Minuten
gedauert. Bei Aktion haben ins-
gesamt 34 türkische Soldaten ihr

In der Nacht zum Donnerstag-
wurden drei kurdische politische
Aktivistinnen im Kurdischen
Informationszentrum in Paris
ermordet. Neben der Frankreich-
Vertreterin des Kurdistan Natio-
nal Kongresses (KNK) Fidan
Dogan und der Jugendaktivistin
Leyla Söylemez wurde auch Saki-
ne Cansiz, Gründungsmitglied
der PKK (Arbeiterpartei Kurdi-
stan) Opfer dieses blutigen Mord-
anschlags. Der oder die Täter
töteten Cansiz und Fidan durch
Kopfschüsse, Söylemez wurde
sowohl am Kopf, als auch im
Magenbereich von Kugeln getrof-
fen. Bei dem Anschlag wurden
vermutlich Schusswaffen mit
Schalldämpfern benutzt. 
Das Kurdische Informationszen-
trum liegt an einem sehr belebten
Platz am Pariser Gare du Nord. In
die Büroräume ist durch einen
mit hoher Sicherheit versehenen
Eingangsbereich des Gebäudes
und einer weiteren Tür des Büros
zu gelangen. Derzeit sprechen alle
Indizien für einen geplanten poli-
tischen Mord.
In einer Stellungnahme der Föde-
ration der Kurdischen Vereine in
Frankreich FEYKA beim kurdi-
schen Nachrichtensende Nuce
TV heißt es: „Wir erwarten von
den französischen Behörden eine
Stellungnahme, wie es zu solch
einen Mord kommen konnte,
während hier alle kurdische Akti-
vistInnen unun terbrochen von
der Polizei observiert werden.“
Die FEYKA hat zudem sämtliche
Kurdinnen und Kurden aus
Europa dazu aufgerufen, nach
Paris zu kommen. Während die
Untersuchungen der französi-
schen Polizei, des Gouverneurs
von Paris und der VertreterInnen
des Innenministeriums im Büro
des Kurdischen Informationszen-
trums noch andauern, haben sich
tausende KurdInnen aus Paris
bereits vor dem Bürogebäude ver-
sammelt. Der französische Innen-
minister kündigte an, dass er im
Laufe des Tages am Tatort eine
Erklärung abgeben wird.
In einer ersten gemeinsamen
Erklärung der beiden Co-Vorsit-
zenden der Partei für Frieden und
Demokratie (BDP), Selahattin
Demirtas und Gültan Kisanak,
heißt es: „Wir verurteilen den
kaltblütigen Mord an den kurdi-
schen politischen Aktivistinnen
Sakine Cansiz, der KNK-Paris
Vertreterin Fidan Dogan und
Leyla Söylemez, der sich in den

gestrigen Abendstunden in Paris
ereignet hat. Wir fordern die fran-
zösische Regierung dazu auf, den
Vorfall ohne Raum für Zweifel
aufzuklären. Zudem möchten wir
wissen lassen, dass Morde im
belebtesten Teil von Paris nicht
verdeckt werden können.“

AKP-Regierung hat die 
Erklärung der Morde 
von Paris parat
Schon wenige Stunden nach
Bekanntwerden der Ermordung
stellte der stellvertretender Vorsit-
zende und Sprecher der türki-
schen Regierungspartei AKP,
Hüseyin Celik, die Behauptung
auf, dass es sich bei dem Fall wohl
um eine innerparteiliche Abrech-
nung der PKK handele. Wie er
auf diese Behauptung kam, bevor
es von der französischen Polizei
oder sonst einer offiziellen Stelle
zu einer Stellungnahme kam, ließ
er offen. Dennoch griffen
zunächst die regierungsnahen
Medien, später so gut wie alle
Medienorgane der Türkei, diese
Erklärung auf und bildeten dar-
auf aufbauend ihre eigenen Ver-
schwörungstheorien.  So behaup-
tet die türkische Tageszeitung
Hürriyet, dass es angeblich bereits
vor langer Zeit zwischen dem
Mordopfer Sakine Cansiz und
dem inhaftierten PKK Vorsitzen-
den Abdullah Öcalan zum Zer-
würfnis gekommen sei. Geschich-
ten wie diese wird man vermut-
lich in der kommenden Zeit in
den türkischen Medien zu Hauf
finden. 
Es ist nicht das erste Mal, dass die
türkischen Medien und die Ver-
treter der türkischen Regierung
nach Massakern an der kurdi-
schen Bevölkerung mit unseriö-
sem Verhalten und Erklärungen
glänzen. Beim Massaker von
Roboski im Dezember 2011, bei
dem 34 kurdische Zivilisten
durch Luftangriffe des türkischen
Militärs ermordet wurden,
schwiegen die türkischen Me dien
beispielsweise kollektiv ganze 24
Stunden, bis die Regierung offi-
ziell zu dem Ereignis Stellung
bezog. Dieser erklärte dann, dass
sich unter den Opfern Terroristen
befunden hätten. Allzu lange
konnte diese Lüge allerdings
nicht aufrecht gehalten werden
und die Regierung erklärte später,
dass es sich um ein Versehen
gehandelt habe.
Dass türkische Regierungsvertre-
ter in diesem Fall so voreilig mit

dem Finger auf andere zeigen,
wirft bei uns jedenfalls Fragezei-
chen auf. Aufschluss darüber
könnten die Aussagen des zweiten
stellvertretenden AKP Vorsitzen-
den Besir Atalay geben, die er am
2. Januar im Interview mit der
Tageszeitung Milliyet aufgrund
der Gespräche des türkischen
Staates mit dem inhaftierten PKK
Vorsitzenden Abdullah Öcalan
machte: 
„Während wir einerseits diese
Arbeiten [gemeint die Gespräche
mit Öcalan] fortführen, versuchen
wir andererseits, die Moral und
Motivation unserer Sicherheitskräf-
te, die sich im Kampf mit den Ter-
roristen befinden, aufrecht zu hal-
ten. […]
Wir verfolgen eine doppelte Strate-
gie, in die wir alle Instrumente
integrieren wollen. Ziel dieser
Instrumente ist, dafür zu sorgen,
dass sie die Waffen niederlegen. Die
Gespräche auf Imrali sind ein Teil
dieser Strategie. Auf der anderen
Seite führen wir unsere Arbeiten
national wie international weiter
fort. Wir stehen in Kontakt zu
Nordirak und auch unsere Arbeiten
in den USA und Europa halten an.
Das ist der internationale Fuß
unserer Strategie.“
Der türkische Ministerpräsident
Recep Tayyip Erdogan bezog
Ende Dezember gar noch unver-
blümter Stellung, indem er in
Richtung der PKK folgende
Worte von sich gab: 
„Entweder entscheidet ihr euch, wie
Menschen unter dieser Nation zu
leben, oder ihr sucht euch ein ande-
res Land, in dem ihr leben könnt.
Oder aber ihr versteckt euch weiter-
hin in euren Höhlen. Aber seid
gewiss, dass wir euch auch in diesen
Höhlen finden werden.“

„Nicht der erste Mord an kurdi-
schen PolitikerInnen in Europa“
Eine erste Stellungnahme des
Kurdischen Nationalkongresses
in Brüssel (KNK)  gab Zübeyir
Aydar, Exekutivratsmitglied des
KNK, gegenüber Civaka Azad
telefonisch ab. Aydar sagte folgen-
des zum Mordfall:
„Wir befinden uns in einer Phase
des Dialogs. Deshalb bewerten wir
diesen Mord als ein schmutziges
Spiel und Angriff von dunklen
Kräften. Sie haben drei unserer
Genossinnen ermordet, die aktiv
am politischen Kampf und am
Kampf um die Geschlechterbefrei-
ung teilgenommen haben. Der
Mord wurde in einem Zentrum

Drei kurdische Politikerinnen
in Paris ermordet
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Leben verloren. Auch gab die
HPG bekannt, dass bei den
Aktionen 8 GuerillakämpferIn-
nen ihr Leben verloren haben.
Auf der anderen Seite gab die
HPG auch bekannt, dass 5 ihrer
GuerillakämpferInnen ver-
schwunden sind und sie seit
Tagen keinen Kontakt zu ihnen
haben.
Erst Anfang des Jahres waren 10
GuerillakämpferInnen der HPG
bei einem Gefecht in Lice durch
den Einsatz von chemischen
Waffen seitens der türkischen
Armee gefallen.

(ANF/DK, 9.1., ISKU)

Generalstab erklärt 20 
Regionen zu verbotenen Zonen
In einer schriftlichen Mitteilung
auf seiner Internetseite gab der
türkische Generalstab bekannt,
dass zwanzig Zonen im Südosten
des Landes nicht mehr betretbar
sind und zu verbotenen Zonen
erklärt wurden. Diese Regionen
seien nach Angaben des General-
stabs “vorübergehende Sicher-
heitszonen”. Unter den Zonen
gehören auch landwirtschaftlich
stark genutzte Gebiete. Durch
solche Anordnungen werden
erhebliche Verletzungen gegen
das Recht auf Freizügigkeit getä-
tigt. In diesen Regionen halten
sich auch Guerillaeinheiten der
Volksverteidigungskräfte (HPG)
auf. Zudem könnten Operatio-
nen erwartet werden, welche
erfahrungsgemäß schwere Aus-
einandersetzungen zur Folge
haben könnten. Auch der Einsatz
von chemischen Waffen kann
nicht ausgeschlossen werden.
Folgende Gebiete wurden zu
“Sicherheitszonen” erklärt: der
Küpeli Berg, der Cudi Berg,
Yazlıca Berg und dessen west-
licher Bereich, Mehmet Yusuf
und Meydan Berge, İncebel
Berge, Altın Berge,
Çağlayan/Pirinçeken, Buzul
Berge, Alangüz Berge, İkiyaka
Berge, Balkaya Berge, Karadağ-
Gediktepe-Çimendağı, Yazlıca
Berge und dessen nördlicher
Bereich, Kurşunlu Berg in Dicle
(Amed (Diyarbakır)) und der
Yassı Berg. 

(ANF/DK, 7.1., ISKU)
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Die Gespräche von Imrali
In den internationalen Medien,
besonders aber in der Türkei,
haben die Gespräche vom 3.
Januar 2013 auf der Gefängnisin-
sel Imrali mit Abdullah Öcalan
große Wellen geschlagen. Am 3.
Januar waren der Co-Vorsitzende
des DTK (Kongress für eine de -
mokratische Gesellschaft) Ahmet
Türk und die Abgeordnete der
BDP (Partei für Frieden und
Demokratie) Ayla Akat zu
Gesprächen bei Abdullah Öcalan
auf Imrali. Zudem wurde
bekannt, dass seit November
2012 Delegationen des türki-
schen Staates ebenfalls mehrfach
zu Gesprächen auf Imrali gewe-
sen sind. Mehrheitlich wird in
den Medien die optimistische
Ansicht vertreten, dass die
Gespräche zu einer Lösung der
kurdischen Frage führen können.
Es gibt aber auch skeptische
Stimmen. Diese kommen vor
allem von kurdischer Seite, weil
sie die ergebnislosen Gespräche
von Oslo im Jahr 2010 im
Hinterkopf haben. Mehrheitlich
sind die kurdischen Organisatio-
nen und Persönlichkeiten der
Meinung, dass die Gespräche
wichtig sind und mit der richti-
gen Person, nämlich mit Abdul-
lah Öcalan stattfinden müssen.
Auch vertreten sie mehrheitlich
die Meinung, dass die Gespräche
einen Weg zur Lösung der kurdi-
schen Frage ebnen können.
Jedoch müssen dafür, wie der
KCK-Vorsitzenden Murat Kara -
yılan oder die BDP-Co-Vorsit-
zenden Gültan Kışanak gegenü-
ber Firat News Agency (ANF)
erklärten, zunächst erste prakti-
sche Schritte von Seiten der
Regierung erfolgen. Als erster
Schritt wird die Verbesserung der
Haftbedingungen von Abdullah
Öcalan verlangt, damit er seiner
Rolle in einem Friedensprozess
gerecht werden und mit entspre-
chenden Institutionen und Per-
sonen nach Bedarf kommunizie-
ren kann.
Trotz der Gespräche mit Abdul-
lah Öcalan können die Kurden
also noch nicht einem Opti-
mismus verfallen. Dies liegt auch
daran, dass ihnen die Realität kei-
nen großen Anlass dazu gibt. Das
Massaker von Pîran (Lice) vom
31.12.2012, bei dem 10 Mitglie-
der der Guerilla getötet worden

sind, die andauernden KCK-
Festnahmen gegen die kurdi-
schen Politiker und Politikerin-
nen und die Bewertungen der
AKP nahen Medien fordern eine
nüchterne Betrachtung. Deshalb
hat auch die Co-Vorsitzende des
DTK Aysel Tuğluk erklärt: „Die
Regierung, die vom Frieden
redet, hat in der Silvesternacht
zehn PKK-Guerillas massa-
kriert.“ Des Weiteren hat sie dar-
auf hingewiesen, dass nach den
„Gesprächen von Oslo das Mas-
saker von Roboski stattgefunden
und es massenhafte Massaker
gegenüber der Guerilla gegeben
hat. Deshalb ist weder ein Ver-
trauen noch eine Hoffnung des
Volkes gegenüber der Regierung
geblieben. Dieses Vertrauen kann
man mit praktischen Schritten z.
B. im Bereich des muttersprach-
lichen Unterrichts wiederherstel-
len.“ Ähnlich hat auch die BDP-
Abgeordnete Sebahat Tuncel
Stellung bezogen: „Die Kurden
haben niemals einen Friedens-
prozess sabotiert, weil sie genau
wissen, was der Krieg für Folgen
hat. Es ist der Staat, der den Pro-
zess mit Massakern wie in Pîran
sabotiert.“ In seiner Fraktionssit-
zung erklärte zudem der Co-Vor-
sitzende der BDP Selahattin
Demirtaş, dass die Gespräche auf
Imrali wichtig sind, dass es sich
aber auch bisher nur um Gesprä-
che handelt. Von irgendwelchen
Verhandlungen könne bisher
nicht die Rede sein. Die Auflö-
sung des Imrali-Systems bezeich-
nete Demirtaş als wichtigste Vor-
bedingung vor möglichen Ver-
handlungen. Denn nur dann
seien auch die Bedingungen für
Verhandlungen gegeben. Zudem
stellte Demirtaş in seiner Rede
folgendes klar: „Wenn aber die
Militäroperationen und die
KCK-Festnahmewellen anhalten
sollten, braucht auch keiner
irgendwelche Anstrengungen für
einen vermeintlichen Frieden zu
unternehmen. Denn unter sol-
chen Bedingungen sind solche
Bemühungen von vornherein
zum Scheitern verurteilt.“ 

Die AKP nahen Medien bewer-
ten die kurdische Frage nach wie
vor als ein Terrorproblem. Daher
ist ihre ganze Aufmerksamkeit
auch auf die Entwaffnung der

PKK gerichtet. Auch deshalb tei-
len viele Intellektuelle in der Tür-
kei die Skepsis der kurdischen
Seite. Die bekannten Schauspie-
ler und Darsteller Altan Erkekli
und Ahmet Mümtaz Taylan
haben gegenüber ANF erklärt,
dass ein Frieden möglich ist, sie
aber aufgrund der Erfahrungen
alles nüchtern analysieren müs-
sen. Erkekli erinnert auch daran,
dass „die AKP im Parlament
bereits erklärt hat, man werde
sich mit ‚denen‘ nicht an einen
Tisch setzen. Im Grunde betrach-
te ich das ganze kritisch und
denke, dass sich ihr Charakter
nicht ändern wird“, so Erkekli. 
Aber die kurdische Seite verfällt
trotz ihrer eher nüchternen Hal-
tung auch nicht in Pessimismus.
Die Rahmenbedingungen für
eine Lösung sind nicht ungün-
stig. Das ist auch an den Reaktio-
nen der Öffentlichkeit zu den
Gesprächen festzustellen. Das
bedeutet aber auch nicht, dass
automatisch alles reibungslos bis
zu einer Lösung laufen wird.
Gerry Adams meinte einst, dass
Friedensphasen in der Regel
schwieriger verlaufen. Sofern die
ersten praktischen Schritte der
Regierung folgen sollten, wird
die nüchterne Haltung sich in
einen Hoffnungsschimmer wan-
deln. So kann Schritt für Schritt
das gegenseitige Vertrauen
wiederhergestellt werden.

Die Wiederaufnahme des Dia-
logs ist wichtig. Er ist Vorausset-
zung für den Beginn von Ver-
handlungen. Dafür bedarf es
auch einer objektiven internatio-
nalen Begleitung, um den Frie-
densprozess am Verhandlung-
stisch mit Erfolg führen zu kön-
nen. Für eine Lösung eines Kon-
fliktes müssen die Kontrahenten
auf Augenhöhe zu Verhandlun-
gen ermutigt werden. Wir als
Civaka Azad rufen die internatio-
nalen demokratischen Institutio-
nen und fortschrittlichen Orga-
nisationen auf, den Friedenspro-
zess in der Türkei voranzutreiben,
der auch Beispiel für die Lösung
weiterer Konflikte in der Region
sein kann. Die kurdische Seite ist
bereit, das ihr Mögliche für einen
gerechten Frieden und einen
Demokratisierungsprozess zu
geben. (CA, 9.1., ISKU)

verübt, aus welchem das kurdische
Volk in der Öffentlichkeit präsen-
tiert wurde. Die Tatsache, dass drei
Frauen zum Opfer des Mordan-
schlags wurden, ist eine weitere
wichtige Eigenschaft. Wir erwarten
vom französischen Staat und den
VertreterInnen der EU, dass sie die-
sen Mordfall lückenlos aufklären.
Es ist nicht das erste Mal, dass kur-
dische PolitikerInnen in Europa
zum Opfer von Mordanschlägen
wurden [gemeint sind die Morde an
den kurdischen Politikern Abdul
Rahman Ghassemlou 1989 in

Wien und Mihemed Sadiq
Şerefkendî 1992 in Berlin].“

Demonstrationen in 
Amed und Paris
Unmittelbar nachdem die Ermor-
dung der drei Aktivistinnen
bekannt wurde, versammelten
sich tausende KurdInnen vor dem
Tatort in Paris. Einem Aufruf der
Föderation der Kurdischen Verei-
ne in Frankreich FEYKA folgend,
sind am Donnerstag Kurd -
Innenund ihre UnterstüzerInnen
aus ganz Europa auf dem Weg

nach Frankreich um gegen die
Morde zu protestieren. Auch die
Co-Vorsitzenden der BDP, Sela-
hattin Demirtaş und Gültan
Kışanak, werden nach Paris rei-
sen. Am Samstag wird in Paris
vorraussichtlich eine Großde-
monstration im Gedenken an die
Ermordeten stattfinden.
In Amed ruft die BDP für Don-
nerstag Nachmittag zu einer
öffentlichen Pressekonferenz auf.
Anschließend ist eine Demonstra-
tion zum Koşuyolu Park geplant.

(CA/ANF, 10.1., ISKU)
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